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«Wir unterstützen mit Nachdruck die von US-Präsident Obama unterbreiteten Vorschläge für 
weitgehende neue Abrüstungsinitiativen – einschließlich des Zieles einer nuklearwaffenfreien 
Welt. 
 
Abrüstung und Rüstungskontrolle verstehen wir nicht als einen Verlust an Sicherheit, sondern 
als zentralen Baustein einer globalen Sicherheitsarchitektur der Zukunft. Wir wollen die 
Chance nutzen, den globalen Trend neuer Aufrüstungsspiralen umzukehren und wieder in 
eine Phase substantieller Fortschritte auf den Gebieten der Abrüstung und der 
Rüstungskontrolle eintreten. 
 
Wir sind davon überzeugt, dass auch Zwischenschritte bei der Erreichung des Zieles einer 
nuklearwaffenfreien Welt wesentliche Zugewinne an Sicherheit bedeuten können. Es gilt zu 
verhindern, dass neue Nuklearmächte entstehen, neue nukleare Rüstungswettläufe ausgelöst 
werden, konventionelle Aufrüstung als Ersatz für die Aufgabe nuklearer Potentiale gesehen 
wird oder die Technologie zur Herstellung von Massenvernichtungswaffen sowie spaltbares 
Material in die Hände von Terroristen geraten. 
 
Wir sehen mit Sorge die Erosion der internationalen Vertragsarchitektur im Bereich der 
Abrüstung und Rüstungskontrolle. Wir sind davon überzeugt, dass Nachfolgeabkommen zu 
auslaufenden Verträgen ausgehandelt werden müssen und die bislang ausgebliebene 
Ratifizierung des Atomteststoppvertrages oder des angepassten KSE-Vertrages nachzuholen 
ist. 
 
Wir werden uns dafür einsetzen, den Abschluss neuer Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollabkommen international zu unterstützen. Die Überprüfungskonferenz zum 
Nuklearwaffensperrvertrag im Jahre 2010 wollen wir dafür nutzen, um eine neue Dynamik für 
vertragsbasierte Regelungen in Gang zu setzen. 
 
In diesem Zusammenhang sowie im Zuge der Ausarbeitung eines strategischen Konzeptes der 
NATO werden wir uns im Bündnis sowie gegenüber den amerikanischen Verbündeten dafür 
einsetzen, dass die in Deutschland verbliebenen Atomwaffen abgezogen werden. Mit dem 
Ziel des Erhalts der Vereinbarungen des KSE-Regimes, einschließlich einer Rückkehr 
Russlands in das Vertragsregime, sind wir unsererseits zu einer Ratifizierung des A-KSE-
Vertrages bereit.» 


